
die Stelle der in erster Linie die vermögensrechtliche 
Seite betonenden Regelung des BGB eine Regelung 
tritt, die von der Lebenswirklichkeit ausgeht und in 
erster Linie die Erziehung des Kindes zu einem geistig 
und körperlich tüchtigen Menschen durch beide Eltern­
teile anstretot. Das BGB erlag auch im Familienrecht 
— abgesehen von der rechtlichen Versklavung der 
Frau — dem Bestreben, in eine möglichst abstrakte 
Regelung alle nur denkbaren Fälle einer Vermögens­
gefährdung einzubeziehen. Die Folge hiervon war die 
abstrakte Regelung des Vormundschaftswesens, das 
Bestreben, der Frau einen Vormund oder zumindest 
einen Beistand beizuordnen, eine Regelung, die für 
einen minderjährigen Millionär paßt, die aber in einer 
Arbeiterfamilie, wo in der Regel kein Kindesvermögen 
vorhanden ist, als lebensfremd empfunden wurde.

Man braucht sich nur die vielen Vormundschaftsakten 
anzusehen, in denen vom Vormund ein nicht vor­
handenes Vermögen verwaltet wird. In all diesen 
Fällen lag die wirkliche Verantwortung bei der die Er­
ziehung der Kinder durchführenden Mutter, während 
die ganze Vormundschaftsbestellung formelles Bei­
werk war.

Selbstverständlich werden auch in Zukunft Fälle 
auftreten, in denen durch die Wiederverheiratung das 
Vermögen oder die Erziehung des Kindes gefährdet 
sind, oder eine Witwe einer ausgedehnteren Ver­
mögensverwaltung nicht gewachsen ist. Hier besteht 
auch nach Inkrafttreten der neuen Verfassung für das 
Vormundschaftsgericht die Möglichkeit zum Eingreifen. 
Allgemein im Fall der Wiederverheiratung einen Bei­
stand — dies müßte' dann aber für Mann und Frau 
gelten — zu bestellen, erscheint nicht notwendig. Das 
Vormundschaftsgericht hat aber in jedem Einzelfall die 
Möglichkeit und die Pflicht, einen Beistand zu bestellen, 
wenn eine Gefährdung des Minderjährigen bzw. seines 
Vermögens zu besorgen ist. Die sachlichen Unterlagen 
hierzu ergeben sich entweder aus der bisher geführ­
ten Vormundschaft oder aus der notwendigen Ausein­
andersetzung vor der neuen Heirat. In der Praxis 
empfiehlt es sich, bei Erteilung des Zeugnisses zur 
Wiederverehelichung bzw. bei Aufhebung der Vor­
mundschaft, die Beteiligten — Kindeseltern, Vormund, 
Kreisjugendamt — darüber zu befragen, ob eine Bei­
standsbestellung beantragt und für erforderlich ge­
halten wird.

Referendar Kurt G ö r n e r , Leipzig

Aktuelle Fragen des Jugendrechts
Das Sächsische Ministerium der Justiz führte am

9. Juni 1950 alle in Sachsen wirkenden Jugendrichter, 
Jugendstaatsanwälte, die Leiter der Jugendämter und 
die Jugendgerichtshilfe-Referenten zu gemeinsamer 
Aussprache zusammen.

Ich referierte über das Thema „Der Jugendrichter als 
Jugenderzieher“, der Referent für Jugendwerkhöfe 
beim Landesjugendamt, H e u c h l e r ,  über „Die erziehe­
rische Arbeit in den Jugendwerkhöfen“.

Es zeigt sich seit langem in der Arbeit der Jugend­
gerichte der 'Mangel an einer allerorts vorhandenen 
gleichgerichteten grundsätzlichen Einstellung. Einige 
Gerichte gehen unter Anwendung der Mittel des RJGG 
bereits fortschrittliche Wege der Erziehung, andere 
operieren noch ziemlich stark mit strengen Strafen. 
Hierzu ist zu sagen: Solange das RJGG noch die recht­
liche Grundlage unserer Arbeit ist, muß das Gericht auf 
bestimmte schwerwiegende Verfehlungen mit Strafe 
reagieren. Sie belastet den Jugendlichen als Strafe, weil 
sie in das Strafregister eingetragen wird. Im übrigen 
wird in Sachsen tatsächlich eine „Strafe“ nicht voll­
streckt. Der Jugendliche wird im Regelfall zum Zwecke 
seiner gesellschaftlichen Erziehung einem Kollektiv von 
Jugendlichen, unter denen sich auch nicht kriminell ge­
wordene Jugendliche, bei denen sich Erziehungs­
schwierigkeiten ergeben haben (Fürsorgeerziehungs­
fälle im alten Sinn) befinden, nämlich einem Jugend­
werkhof zugeführt. Wer die richtungweisenden, heute 
bereits sehr günstigen und dem Ausbau in jedem Sinne 
raumgebenden Verhältnisse im Jugendwerkhof König- 
stein/Sachsen kennt, begreift, daß hier das zu er­
wartende Jugenderziehungsrecht weitgehend praktisch 
vorweggenommen wird. Wenn der einer Bestrafung

grundsätzlich abgeneigte Jugendrichter also heute noch 
Strafe aussprechen muß, so weiß er wenigstens, daß 
der Jugendliche keine Fehlbehandlung erfährt.

Die Anwendung einiger Zuchtmittel des RJGG ist 
nicht mehr zu vertreten. Arrest, und zwar in allen 
Formen, darf als ungeeignet für die Erziehung be­
zeichnet werden. Kurz- und Freizeitarrest haben in der 
Vergangenheit immer mehr oder weniger in einem 
bloßen „Wegstecken“ des Jugendlichen bestanden, und 
der Dauerarrest von längstens 4 Wochen hätte bei so 
kurzer Zeitdauer auch dann kaum Erziehungserfolge 
zeigen können, wenn seine Durchführung immer dem 
Zwecke angemessen wäre.

Die Auferlegung besonderer Pflichten, die dem Falle 
gut angepaßt sein müssen, bietet gewiß Erziehungs­
möglichkeiten. Bei Geldbußen sollte der Charakter ge­
sellschaftlicher Erziehung auch darin zum Ausdruck 
kommen, daß sie zugunsten einer fortschrittlichen Be­
wegung (Unterstützung der wegen Weigerung, Kriegs­
material zu löschen, streikenden Hamburger Hafen­
arbeiter) oder sozialen Einrichtung (Volkssolidarität) 
auferlegt werden. — Nicht mehr sollte aber sonntäg­
liche gemeinnützige Arbeit, die bislang einen sehr 
breiten Raum in Urteilen einnahm, angeordnet werden, 
weil es unmöglich geworden ist, eine Arbeit als Strafe 
oder Zuchtmittel zu verhängen.

Die Sinnwidrigkeit solcher Ahndung zeigt sich offen. 
Da hatte ein Gericht einen Jugendlichen dazu verurteilt, 
sich an einigen Sonntagen am Aufbau eines Jugendhofes 
zu beteiligen. Der tat dann das unter Zwang, was die 
anderen jugendlichen Beteiligten aus Interesse an ihrer 
gemeinsamen Sache mit Begeisterung leisteten. Das 
neue Verhältnis des Menschen zur Arbeit, als Ausdruck 
der gesellschaftlichen Entwicklung innerhalb der Deut­
schen Demokratischen Republik läßt es heute bereits 
als abwegig erscheinen, daß einem Jugendlichen mit 
Auferlegung einer für die Gemeinschaft notwendigen 
Arbeit nahegebracht werden soll, daß er für das be­
gangene Unrecht einzustehen hat.

Erzieherisch brauchbar bleibt die Verwarnung. Sie 
muß eindringlich gegeben werden, dem Jugendlichen 
gesellschaftliche Zusammenhänge klarmachen und die 
Individualität genügend berücksichtigen.

Als Erziehungsmaßregeln kennt das RJGG Schutz­
aufsicht und Fürsorgeerziehung. Es war nötig, diesen 
Erziehungsmaßregeln einen neuen lebendigen gesell­
schaftlichen Inhalt zu geben. Das ist geschehen. Der 
Neuaufbau der Jugendämter und die starke Beteiligung 
der FDJ an diesen Erziehungsaufgaben sichern den 
Institutionen eine weitere fortschrittliche Entwicklung. 
Den für sein ganzes Leben gekennzeichneten Fürsorge­
zögling wird es nicht mehr geben. Als Mittel erziehe­
rischer Lenkung ist die Erteilung von Weisungen ge­
meinhin nützlich. Der Richter muß dabei freilich im 
konkreten Falle das Vertrauen haben dürfen, daß der 
Jugendliche sich an sie gebunden fühlen wird. Sonst 
haben Weisungen keinen Sinn, da die Nachprüfung der 
Befolgung undurchführbar ist. Weisungen dürfen nicht 
gegen die Natur des Jugendlichen gerichtet und müssen, 
sofern dies nicht gegen ihren Sinn verstößt, unbedingt 
befristet sein. Man sollte bei gutem Verhalten des 
Jugendlichen aus Erziehungsgründen Weisungen ge­
legentlich vorzeitig aufheben. Bei der Erteilung von 
Weisungen wurde früher zeitweilig etwas unbedenklich 
verfahren. Man wies Jugendliche an, ihren Aufenthalt 
oder die Arbeitsstelle, oder beides, vom Jugendamte 
bestimmen zu lassen und begrenzte diese Weisung zeit­
lich nicht. Sie hatten dann den Charakter der Fürsorge­
erziehung, ohne, wie diese, mit einem Rechtmittel an­
greifbar zu sein. Auch über die Frage, ob hier ein 
Zwang überhaupt ausgeführt werden könne — Zurück - 
holung bei Entweichen aus Heimen —, setzte man sich 
hinweg. Im Zuge der neuen Ordnung auf dem gesamten 
Gebiete der Jugenderziehung und -betreuung haben 
die Gerichte selbstverständlich allenthalben auch ein 
neues Verhältnis zur Weisung gefunden. Es hat sich 
gezeigt, daß die Erteilung tiefeingreifender Weisungen 
eingeschränkt werden konnte.

Durch die Herabsetzung der Volljährigkeit auf 
18 Jahre ist in dem Jugendgericht eine besondere Situa­
tion entstanden. Es dürfte keine Frage sein, daß ein 
Volljähriger, der es zur Tatzeit noch nicht war, jetzt 
nicht mehr vor den Jugendrichter gehört. Erziehungs-
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